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: fuͤr die N f - 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
2 No. 15. = 


(No. 1620.) Geſetz wegen des Außer und Wiederin⸗Kursſetzens der auf jeden Inhaber lau- . eie le gegen, et 
= tenden Papiere. Vom 16ten Juni 1835. e eee, SE mae, Ba 
Wi 0 5 ; = : = > FFF 
ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 454442 de, armer. 
f Preußen ꝛc. ꝛc. e 
Um die Schwierigkeiten zu beſeitigen, welche bei den unter oͤffentlicher , 73,03 7.72%, 
Autoritaͤt auf jeden Inhaber ausgefertigten Papieren durch die nach G. 47. und , , 75) 
48. Titel 15. Theil J. des Allgemeinen Landrechts zuläffigen Außerkuͤrsſetzungen „ 29 
für die Inſtitute herbeigeführt werden, denen die Zinfenzahlung oder planmaͤßige ? 
Tilgung obliegt, verordnen Wir, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums 
und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, fuͤr ſaͤmmtliche Provinzen 
Unſerer Monarchie, wie folgt: f = 
F. 1. Vermerke, wodurch auf jeden Inhaber lautende unter oͤffentlicher eke Nee l nl 
Autorität ausgefertigte Papiere von Privgtperſonen bisher außer Kurs geſetzt nung el, a, dul nen, 
worden find, oder kuͤnftig außer Kürs geſeßt werden, follen fuͤt das Inſtitut, . = 
welchem die Zinſenzahlung oder planmäßige Tilgung obliegt, keine bindende . 
öäVö'7J Ben „„ 
In Anſehung der Wirkung derſelben gegen andere Beſitzer verbleibt es ., _-., e 
bei den Vorſchriften des Allgemeinen Sandra Theil J. Titel 15. $. 47. u. ff. ee 


F. 2. Wird der Verluſt eines außer Kurs geſetzten Papiers von dem⸗⸗ fene 
jenigen, zu deſſen Vortheil daſſelbe außer Kürs geſetzt worden, dem Jnſtitute rel A e, , ee 
angezeigt, und enthaͤlt dieſe Anzeige außer der Bezeichnung des Papiers nach e 5 
Buchſtaben, Nummer und Geldbetrag, bei Pfandbriefen auch mit Benennung . z 5 ee 
des Gutes, zugleich den Inhalt des Vermerks, fo fol das Inſtitut das Papier, 7“ 
ai on e ae abet vorgelegt wird, et 5 den 901 „So 
genden hiervon benachrichtigen, welchem die weitere Verfolgung feines Rechts 3 ee 
gegen den Präfentanten überlaffen bleibt. S 
Das Inſtitut iſt befugt, das Papier zum gerichtlichen Depoſitum abzugeben. 
: Eben fo ſoll auch dasjenige Papier (ſey es mit oder ohne Ver⸗ 
merk) angehalten werden, worauf ein Gericht aus irgend einem Grunde bei dem 
Inſtitut Beſchlag gelegt hat. In dieſem Fall geſchiehet die Benachrichtigung 
und Ablieferung an das Beſchlag legende Gericht. 5 
F. 4 Wenn bei Pfandbriefen, welche mit einem Privatvermerke (J. 1.) 
verſehen find, das Inſtitut die amtliche Verſicherung ertheilt, daß bis zur erfolg⸗ 
ten Einloͤſung des Papiers weder eine Anzeige des Verluſtes noch eine Be⸗ 
ſchlagnahme geſchehen iſt, fo ſoll die Loͤſchung des der Hypothekenbehoͤrde einge⸗ 
reichten Pfandbriefes auf den Antrag des Inſtituts ohne Weiteres erfolgen. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 25ſten Jul 1835.) 
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Auch die Eintragung eines umgefertigten Pfandbriefes fon erfolgen, wenn des 
Inſtitut darauf antraͤgt und die Verſicherung ertheilt, daß bis zur Einreichung 
been i weder eine Anzeige des Verlustes, noch eine Beſchlagnahme ges 
ſchehen iſt. N f a 8 
f $. 5. In Anſehung der Außerkursſetzungen, welche durch die Inſtitute 
ſelbſt oder eine andere öffentliche Behörde geſchehen, wird durch das gegenwaͤr⸗ 
tige Geſetz nichts geaͤndert. ö a 8 
F. 6. Eben ſo bleibt es bei den bisherigen geſetzlichen Vorſchriften über 
bie Pflichten, welche die Inſtitute ſchon wegen der bloßen Anzeige des Verluſtes 
eines Papiers, ohne Ruͤckſicht auf einen in demſelben angebrachten Vermerk, zu 
beobachten haben. 
$. 7. Bei Papieren, wozu beſondere Zinskoupons ausgefertigt werden, 
wird ſelbſt durch die mit einer fuͤr das Inſtitut bindenden Kraft erfolgte Außer⸗ 
Kursſetzung die Zahlung der Zinſen auf die bereits ausgegebenen Koupons nicht 
gehindert; die Ausreichung neuer Koupons aber unterbleibt, ſobald eine Anzeige 
des Verluſtes oder eine Beſchlagnahme geſchehen iſt. f 
g 8. Bei Papieren, wozu keine Koupons, ſondern abgeſonderte Zinſen⸗ 
Rekognitionen, Zinſenſcheine oder dergleichen ausgefertigt werden, muͤſſen dieſe 
Rekognitionen oder Scheine ꝛc. in dem Fall der 9. 2. und 3. von dem Inſtitut 
angehalten werden, eben ſo, wie dies mit den Papieren ſelbſt ſeyn wuͤrde, zu 
denen ſie gehoͤren. Bis zur Anzeige oder Beſchlagnahme aber erfolgt die Zah⸗ 
fung der Zinfen an jeden Praͤſentanten. 
F. 9. Bei Papieren, wozu weder Koupons (F. 7) noch Zinſen⸗Rekog⸗ 
nitionen (F. 8.) ausgefertigt werden, erfolgt die Zinſenzahlung an jeden Praͤſen⸗ 
tanten, fo lange nicht eine Anzeige des Verluſtes oder eine Beſchlagnahme ſtatt⸗ 
gefunden hat. Se se 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. N 
Gegeben Berlin, den 16ten Juni 1835. 5 5 
ee L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. Graf v. Alvensleben. 
ö Beglaubigt: 
Frieſe⸗ 


(No. 1621.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom 20ſten Juni 1835., uͤber die Kompetenz der 
5 Polizeiverwaltungs⸗Behoͤrden in der Rheinprovinz in Beziehung auf die 
Schulpflichtigkeit und den, ſchulpflichtigen Kindern zu ertheilenden Neli- 

gionsunterricht. “ 5 


Un die Hinderniſſe zu beſeitigen; welche ſich der Erreichung des Zweckes 
Meiner Beſtimmungen über die Schulpflichtigkeit in denjenigen Theilen der 
Rheinprovinz entgegengeftellt haben, in welchen die polizeirichterliche Gewalt zu 
den Attributionen der Gerichte gehoͤrt, beſtimme Ich auf den von Ihnen bevor⸗ 

worteten Antrag der Provinzialbehoͤrden: n f 7 x 
1) Die Mebertretungen Meiner in Betreff des regelmäßigen Schulbeſuchs für 
die Rheinprovinz erlaſſenen Order vom Läten Mai 1825. Art. ., 2. een 
SE = ollen 


— F | 
ſollen von jetzt an überall nicht im polizeigerichtlichen, ſondern lediglich im 


adminiſtrativen Wege durch die Buͤrgermeiſter, Landraͤthe und die Regie⸗ 


rungen unterſucht und beſtraft werden. N 
2) Das Strafverfahren wird auf die Liſte veranlaßt, welche uͤber die nicht 
vorſchriftsmaͤßig entſchuldigten Schulverſaͤumniſſe von den Lehrern angefer⸗ 
tigt, von dem Orts⸗Schulvorſtande atteſtirt und von den Vuͤrgermeiſtern 
am Schluſſe jedes Monats einzureichen iſt. N 5 zZ 
3) Die Volizeiverwaltungs- Behörden find befugt, gegen die ſchuldigen Eltern 
und deren geſetzliche Vertreter eine Strafe von 1 Sgr. bis 1 Kthlr., der 
nach Befinden der Umſtaͤnde eine Gefaͤngnißſtrafe bis zu 24 Stunden ſub⸗ 
ſtituirt werden kann, zu erkennen und zu vollſtrecken. 8 
4) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die Vernachlaͤſſigung des 


von den Geiſtlichen den ſchulpflichtigen Kindern zu ertheilenden Religions 


Unterrichts ihre Anwendung. 


Ich trage Ihnen auf, dieſz Beſtimmungen durch die Geſetz⸗- Sammlung 


zur allgemeinen Kenntniß zu bringen und die zur Aufrechthaltung derſelben etwa 
erforderlichen beſondern Inſtruktionen zu erlaſſen. 5 


Berlin, den 20ſten Juni 1835. = 
5 Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Frh. v. Altenſtein und v. Kamptz. DE 
a 


(Jo. 1622.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 20ſten Juni 1835., die Verjährung der Holz 
Diebſtaͤhle betreffend. 


D das Geſetz vom ten Juni 1821. wegen Unterſuchung und Beſtrafung 
der Holzdiebſtaͤhle keine Vorſchriften über die Verjährung derſelben enthält und 
die Beſtimmungen der allgemeinen Geſetze uͤber die Verjaͤhrungsfriſten ſtrafba⸗ 
rer Handlungen nicht anwendbar erſcheinen; ſo verordne Ich nach dem Antrage 
der betheiligten Verwaltungsbehoͤrden, daß im ganzen Umfange der Monarchie 
eine Unterſuchung wegen Holzdiebſtahls nicht weiter eingeleitet werden ſoll, wenn 
ſeit dem Tage der begangenen That bis zum Eingange der Anzeige an das 


Gericht, ſechs Monate verfloſſen find. In den Faͤllen der K. 30 — 33. des 


Geſetzes vom 7ten Juni 1821. verbleibt es bei demſelben. Das Staatsmini⸗ 
ſterium hat dieſen Erlaß durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 20ſten Juni 1835. f : 
a, Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. Sc 


(No. 1623.) Gefeß, wegen Sicherſtellung der Rechte dritter Perſonen bei gutsherrlich⸗ 


bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen, Abloͤſungen m ſ. w. 


Vom 29ſten Juni 1835. f 


n Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
5 5 Preußen ꝛc. ꝛc. N i 
verordnen zur naͤhern Beſtimmung und Abaͤnderung der Geſetze wegen Reguli⸗ 
ie der gutsherrlich- bäuerlichen Verhaͤltniſſe, ae der nn 

0. 1621 — 1023.) SEE 


ungs⸗ 
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lungs⸗ und Abloͤſungsordnungen, auf den Antrag Unſers Staatsminifteriums 

und nach erfordertem Gutachten Unſers e wie folgt: 

Zu den $$. 31. und 38. des Edikts wegen Regulirung der gutsherrlich⸗baͤuer⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe vom 14 ten September 1811. 

Die in den $$. 147 — 155. der Gemeinheitstheilungs⸗-Ordnung vom Tten 
Juni 1821. aufgeſtellten Grundſaͤtze, über die Wirkungen der Auseinanderſetzun⸗ 
gen in Beziehung auf die Rechte dritter Perſonen, finden auch auf die nach dem 
Edikt vom 14ten September 1811. vorzunehmenden Regulirungen Anwendung. 

Daſſelbe gilt von den im F. 8. der Verordnung vom 30ſten Juni 1834. 
bezeichneten Nebengeſchaͤften; imgleichen von ſolchen Auseinanderſetzungen, bei wel⸗ 
chen keine baͤuerliche Beſitzer Theil 1 


Zu den $$. 18. und 24. des Edikts wegen Negulirung ꝛc. vom 14ten Sep⸗ 
tember 1811. und Art. 70. der Deelargtion vom 29ſten Mai 1816. 

Die Beſtimmungen des F. 152. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 

7ten Juni 1821. uͤber die Verwendung der Geldentſchaͤdigung fuͤr den neueſten 

Duͤngungszuſtand der abgetretenen Laͤndereien und fuͤr Verbeſſerungs-Arbeiten, 

gelten auch für die Hofwehrgelder, welche die baͤuerlichen Wirthe bei Reguli⸗ 

rung der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, an die Gutsherrſchaften zu zahlen 

haben. Der Art. 70. der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. iſt auf dieſe ſo 
wenig, als auf jene anzuwenden. 


3. £ 
Zu den F 76. und 149. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung und $. 38. der 
A'bloͤſungs⸗Ordnung vom Tten Juni 1821. N 
Die in dem $. 149. der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 7ten Juni 
1821. enthaltene Beſtimmung, nach welcher, im Falle der Entſchaͤdigung in 
Renten, in dem Hypothekenbuche des belaſteten Grundſtuͤcks vermerkt werden 
muß, daß die Rente ein Zubehoͤr des berechtigten Guts und die Befugniß des 
Beſitzers, uͤber dieſelbe zu verfuͤgen, aus dem Hypothekenbuche uͤber das letzt⸗ 
gedachte Gut zu erſehen ſey, — findet auch auf Entfehädigungen in Kapital, Ans 
wendung und gilt, mit dieſer Ausdehnung, bei Abloͤſungen und Regulirungen 
nach dem Edikt vom 14ten September 1811. ebenſo, wie bei Gemeinheitstheilungen. 
Die im K. 76. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung und in dem F. 38. der 
Abloͤſungs⸗Ordnung vom 7ten Juni 1821. enthaltene entgegenſtehende Vorſchrift, 
wonach die Berechtigten zur Erhaltung des ihnen zuſtehenden Vorzugsrechts 
wegen der Renten und Kapitalien binnen Jahresfriſt die Eintragung ſelbſt nach⸗ 
ſuchen ſollen, wird hierdurch aufgehoben. Die General-Kommiſſionen find ver⸗ 
pflichtet, dieſe Eintragung von e zu beſorgen. a 


Zu den J. 24. 55. und 56. des Edikts vom Aten September 1811. Art. 

51. 55. der Deklaration vom 29ſten Mai 1816., $. 23. der Abloͤ⸗ 

ſungsordnung vom 7ten Juni 1821. und $$. 110— 112. der Abloͤ⸗ 
ſungsordnung vom 13ten Juli 1829. 8 — 

Die beſtehenden Vorſchriften wegen der den Gutsbeſitzern und Abgabe⸗ 

Berechtigten, in Beziehung auf die hypothekariſchen Glaͤubiger, Lehns⸗ und Fi⸗ 

deikommißfolger und anderen Reglberechtigten zugeſtandenen Befugniſſe, kur ech 

f ſchu 


feſtgeſetzten Summen vorgenommene Verpfaͤndung oder Veräußerung der Abfin⸗ 


ä z 


ſchuldung der Hauptguͤter, Veraͤußerung und Verpfaͤndung von Abfindungs⸗ und 


Abloͤſungs⸗kaͤndereien und Renten, Verwendung der aus dieſen Geſchaͤften bezo⸗ 
genen und der Abloͤſungs-Kapitalien zu den neuen Einrichtungen in Folge der 
gutsherrlich-baͤuerlichen Regulirungen und Abloͤſungen werden, wie folgt, näher 
beſtimmt und abgeaͤndert: : N 
1) Zu den Einrichtungskoſten, für welche ſich der Gutsherr und Abgabeberech⸗ 
tigte dieſer Mittel bedienen kann, werden der Regel nach nur gerechnet: 
a. die Baukoſten und die Ausgaben zur Anſchaffung des Inventariums, welche 
noͤthig ſind, um dem berechtigten Gute die wegfallenden Dienſte zu erſetzen; 
b. die Anſchaffungskoſten des Inventariums, die Bau⸗, Rodungs⸗, Entwaͤſſe⸗ 
rungs⸗ und Bewaͤſſerungskoſten, welche erforderlich find, um das zur Ents 
ſchaͤdigung abgetretene Land, ſey es als Zubehoͤr eines andern Hauptgutes, 
oder mittelſt Errichtung beſonderer Vorwerkswirthſchaften, oder kleinerer 

Etabliſſements, gehoͤrig zu benutzen. 5 i 

2) Wird in dem Betriebsplane des Hauptguts durch die Auseinanderſetzung 
eine erhebliche Veraͤnderung erforderlich, ſo kommen nicht bloß die vorſtehend 
Ca. und b.) benannten, ſondern auch die zu der veränderten Einrichtung des 
Hauptguts noͤthigen Anſchaffungskoſten des Inventariums, die Bau-, Ro⸗ 
dungs⸗, Entwaͤſſerungs- und Bewaͤſſerungskoſten in Anſchlag. Dies findet 
insbeſondere Anwendung auf die Koſten des Abbaues im Falle der Trans⸗ 
lokgtionen baͤuerlicher Wirthe, imgleichen im Falle der Errichtung neuer 
Vorwerke auf entlegenen Gutslaͤndereien, Behufs der Erleichterung ihrer 
Beſtellung mit eigenen Leuten und eigener Beſpannung. 
Berreffen die in Nr. 2 erwaͤhnten Veraͤnderungen Lehen- oder Fideikom⸗ 
mißguͤter, fo ſoll bei deren Feſtſetzung von den General-Kommiſſionen unterſucht 
werden, ob und in wie weit ſolche eine beſtaͤndige oder nur eine voruͤbergehende 
Verbeſſerung der gedachten Guͤter gewaͤhren moͤgen. 

Die Koſten der letzteren Art iſt der Lehns- oder Fideikommißbeſitzer zu 
erſtatten verbunden. Es wird ihm und ſeinen Nachfolgern die Pflicht auferlegt, 
die Erſtattung dieſer Koſten durch eine jaͤhrliche Zahlung des funfzehnten Theils 
derſelben zu bewirken. 

Die Einzahlung dieſer jährlichen Abtraͤge erfolgt an das gerichtliche Der 
poſitorium, in ſoweit nicht durch die Stiftungs⸗Urkunde einem Familienvorſteher 
Rechte in dieſer Beziehung beigelegt ſind. ö 8 
5 Die Verwendung der abſchlaͤglich geleiſteten Zahlungen beſchraͤnkt ſich 


nicht auf die Anlegung zu einem Lehns⸗ oder Fideikommißſtamm, ſondern es 


konnen die eingezahlten Gelder auch zu Abloſung von Schulden, welche auf der 


Subſtanz des Lehns oder Fideikommiſſes haften, verwendet, oder ſonſt zu Lehn 


oder Fideikommiß wieder angelegt nr 
28927, EEE 
Zu dem K. 24. des Edikts vom 1Aten September 1811., Art. 56 — 59. der 
Deklaration vom 29ſten Mai 1816., zu der Verordnung vom Iten 
Mai 1818 und zu dem §. 23. der Abloͤſungsordnung vom 7ten Juni 1821. 
Sobald der Geldbedarf des Gutsbeſitzers oder Abgabeberechtigten nach 


Ark. 54. der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. feſtgeſetzt und von der Gene⸗ 


ral⸗Kommiſſion beſcheinigt iſt, muß die Hypothekenbehoͤrde jede, innerhalb der 


(No. 1023.) dun⸗ 


* 
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dungen unbedingt eintragen, und darf die Sicherheit des eingetragenen Glaͤubi⸗ 
gers oder des Kaͤufers von dem Beweiſe der Verwendung des Geldes nicht 
abhängig gemacht werden. 5 f 5 


Die baͤuerlichen Wirthe, welche aus der Eigenthumsverleihung, oder Ab⸗ 
loͤſung an den betreffenden Gutsbeſitzer Kapitalzahlung zu leiſten haben, ſind auf 
Antrag deſſelben bis zum Belauf der feſtgeſetzten Bedarfsſumme zur Zahlung an 
denſelben anzuweiſen. Die Verpflichteten werden durch die, auf den Grund die⸗ 
ſer Anweiſungen geleiſteten Zahlungen von aller weitern Vertretung ruͤckſichtlich 
der Verwendung frei, und muͤſſen ſolche auf den Grund jener Anweiſung und 
der Quittung oder des Loͤſchungskonſenſes des ihnen angewieſenen Empfaͤngers, im 
Hypothekenbuche ſofort abgeſchrieben werden. 

Die General: Rommiffion iſt aber berechtigt und verpflichtet, den Guts⸗ 


beſitzer zur beſtimmungsmaͤßigen Verwendung des Geldes anzuhalten, und ſie er⸗ 


theilt demſelben nach gefuͤhrtem Beweiſe oder nach befundener Richtigkeit der 
Angabe, bei angeſtellter Pruͤfung eine Beſcheinigung uͤber die Verwendung. 
Alle Anwärter und ſonſtige Realberechtigte ſind auch, wenn ſie bei der 
Auseinanderſetzung nicht zugezogen worden, befugt, fi die Beobachtung der obi⸗ 
gen Vorſchrift von der General⸗Kommiſſion nachweiſen zu laſſen. Dies Recht 
faͤlt weg, wenn fie ſich nicht innerhalb dreier Jahre nach der Eintragung im 
Hypothekenbuche bei der General-Kommiſſion deshalb gemeldet haben. 3 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden bei allen Regulirungen nach dem 


Edikt vom 14ten September 1811. und bei allen Abloͤſungen nach der Ordnung 


vom 7ten Juni 1821. Anwendung und die Art. 56 — 59. der Deklaration vom 
29 ſten Mai 1816. ſo weit fie bisher noch ee geweſen, treten dagegen außer Kraft. 
ESS F. 6.497 
Zu den Rebinetsorders vom 30ſten Juni 1827., Geſetzſammlung pag. 78, vom 
lIzten Mai 1829., Geſetzſammlung pag. 44. und 2ten Juli 1831, 
Geſetzſammlung pag. 155. 5 
I. Wenn die Lehns⸗ oder Fideikommißbeſitzer ſtatt der ihnen nachgege⸗ 


benen Veraͤußerung oder Verpfaͤndung der Abfindungen es vorziehen, die Ein⸗ 


richtungskoſten (9. 4. Nr. 1. und 2.), welche fie bei gutsherrlich⸗baͤuerlichen Re⸗ 
gulirungen oder Ablöfungen verwenden müſſen, durch Anleihen auf die Subſtanz 
des Hauptguts, einſchließlich jener Zubehoͤrungen, zu beſchaffen; fo duͤrfen dieſe 


Anleihen nicht die Hälfte des Werths der Abfindungen uͤberſchreiten. Werden 


zu dieſem Zweck landſchaftliche Pfandbriefe aufgenommen, ſo wird dieſer Werth 


ion der Landſchaft ſelbſt feſtgeſtellt. Bei andern Darlehnen geſchieht ſolches von 


der General⸗Kommiſſion nach den, bei der Auseinanderſetzung zum Grunde ges 
legten landuͤblichen Abſchaͤtzungs⸗Prinzipien. a 0 

II. Die Lehns⸗ oder Fideikommißbeſitzer find ferner befugt, die Subſtanz 
des Hauptguts auch für den Betrag der Kapitals-Abfindungen und Entſchaͤdi⸗ 


gungen zu verpfaͤnden, welche ſie bei Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen Für 


die zum Lehn und Fideikommiß geſchlagenen Grundſtuͤcke, oder zur Abloͤſung der 
auf denſelben haftenden Servituten und Laſten zu entrichten haben. 
III. Eben dazu find fie wegen derjenigen Koſten befugt, welche durch 


a Vermeſſung und Bonitirung, fo wie durch die kommiſſariſchen Verhandlungen 


bei allen Geſchaͤften entſtehen, die die Ausführung der Geſetze über die gutsherr⸗ 
lich⸗baͤuerlichen Regulirungen und in den Landestheilen jenſeits der Elbe 5 1 
U — ; x 1 


durch die Geſetze vom 21ſten April 1825. vorgeſchriebene Ausgleichung über die 


N 


erblichen Beſitzrechte und Reallaſten außer dem gutsherrlichen Verhaͤltniſſe — 
ferner uͤber Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen zum Gegenſtand haben. 
Auf die Koſten der Prozeſſe, welche durch das Auseinanderſetzungs⸗, Thei⸗ 
lungs⸗ oder Abloͤſungsgeſchuͤft entſtehen, findet dieſe Beſtimmung nicht Anwendung. 
IV. Im vorſtehend Nr. I. bezeichneten Falle iſt die Höhe der Einrich⸗ 
tungskoſten, in den Faͤllen Nr. II. und III., außerdem aber die wirkliche Ver⸗ 
wendung der Abfindungen und Auseinanderſetzungskoſten ꝛc. durch ein in beglaub⸗ 
ter Form ausgefertigtes Atteſt der General⸗Kommiſſton nachzuweiſen, und die 
Hypothekenbehoͤrden ſind befugt und verpflichtet, auch ohne Einwilligung des 
Lehnsherrn, oder der Lehns⸗ und Fideikommißfolger, die auf den Grund des 
Atteſtes nachgeſuchte Eintragung in das Hypothekenbuch zu veranlaſſen. Es ſoll 
übrigens von dem Gutsbefiger abhängen, ob er die erweisliche Summe als ein 
Darlehn auf die Gutsſubſtanz aufnehmen, oder ſtatt deſſen ſeinem Allodial⸗ und 


x 


fteien Nachlaſſe den Anſpruc, auf Erſtattung bei der künftigen Erbauseinander⸗ 


ſetzung mittelſt eines Vermerks im Hypothekenbuche vorbehalten will. n 

V. Vermag in den sub Nr. II. und III. bezeichneten Faͤllen der Guts⸗ 
beſitzer die Verwendung der Abfindungen und Auseinanderſetzungskoſten ꝛc. nicht 
ſofort nachzuweiſen, ſo muß bei den im Hypothekenbuche eingetragenen Summen 
einſtweilen bemerkt werden: „daß die Verwendung derſelben noch nachzuweiſen ſey“ 
x Dieſe Bemerkung wird auf das erfolgende Verwendungs⸗Atteſt der Ge⸗ 
neral⸗Kommiſſion in dem Hypothekenbuche geloͤſcht. 0 

VI. Was im $. 5. dieſes Geſetzes in Anſehung der Befugniß der An⸗ 
waͤrter und Realberechtigten, ſowie in Anſehung der dreijaͤhrigen Praͤkluſibfriſt, 
in Beziehung auf Verſchuldung der Abfindungen beſtimmt iſt, findet auch 
bei Verſchuldung der Subſtanz des Hauptguts Anwendung. b 

VII. Die Rechte der fruͤher eingetragenen Glaͤubiger bleiben bei ſolchen 
Verpfaͤndungen des Hauptguts uͤberall . Fe = 


Zu den $$. 5. und 6. dieſes Geſetzes. . a 
Die den Gutsbeſitzern und Abgabeberechtigten zuſtehende Befugniß zur 
Verſchuldung der Abfindungen und der Hauptguͤter, oder zur Veraͤußerung der 
erſtern, findet der Regel nach nur bis zu den, in Folge der Auseinanderſetzung 
in dem Hypothekenbuche zu bewirkenden Ab⸗ und Zuſchreibungen ſtatt. Soll 


ihnen ſolche darüber hinaus vorbehalten bleiben, ſo liegt ihnen ob, dies bei der 


Zuſchreibung im Hypothekenbuche vermerken zu laſſen. N 
Erfolgt keine Zuſchreibung im Hypothekenbuche, ſo ſteht ihnen jene Be⸗ 
fugniß nur in ſofern zu, als fie ihre Anträge deshalb innerhalb Jahresfriſt nach 
der Beſtaͤtigung des Rezeſſes bei der General⸗Kommiſſion gemacht haben. 
In allen Fällen iſt die letztere ermächtigt, denſelben eine angemeſſene Praͤ⸗ 
kluſtofriſt zu beſtimmen, innerhalb welcher ſie die zur Feſtſtellung ihrer Verwen⸗ 
dungsbefugniſſe noͤthige Nachweiſe . haben. b 


Zu dem F. 150. der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung und F. 39. der Abloͤſungs⸗ 
Ordnung vom 7ten Juni 1821. 5 
Die beſondere Bekanntmachung, welche bei gutsherrlich- baͤuerlichen Re⸗ 
gulirungen, Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen an die Hppothekenglaͤubiger 
(No. 1623.) 5 zu 
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zu erlaſſen ift, findet nicht nur hinſichtlich der Glaͤubiger, welche Kapital zu fordern ha⸗ 
ben, ſondern auch hinſichtlich derjenigen Gläubiger ftatt, welche mit Renten, Abga⸗ 
ben, oder ähnlichen fortwaͤhrenden Leiſtungen im Hypothekenbuche eingetragen ſtehen. 
a Solche Realberechtigte koͤnnen alsdann verlangen, daß die Kapitalabfin⸗ 
dung entweder zur Wiederherſtellung ihrer geſchmaͤlerten Sicherheit oder zur 
Befriedigung der erſten Hypothekengläubiger, in ſofern deren Forderungen fuͤr 
fie die Realberechtigten, verpflichtend find, verwendet werde, und es finden mit 
dieſer Ergänzung der F. 150. der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung und der $. 39. 
der Abloͤſungsordnung vom 7ten Juni 1821. nicht nur auf Gemeinheitstheilun⸗ 
gen und Abloͤſungen, ſondern auch auf gutsherr- und baͤuerliche Regulirungen 
Anwendung. 
Es bedarf bei Rapitalabfindungen keiner beſondern Bekanntmachung an 
die Lehnsherren, Obereigenthuͤmer, Lehns⸗ oder Fideikommißfolger und Wieder⸗ 
kaufsberechtigte; dieſelben moͤgen von dem Theilungsplane Kenntniß erhalten ha⸗ 
ben oder nicht. f 


— 


i 9 
Zu dem $. 150. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung, $. 39. der Abloͤſungs⸗ 
Ordnung vom Tten Juni 1821. und L. 107. der Abloͤſungsordnung 
vom 13ten Juli 1829. a N 
Die beſondere Bekanntmachung der Kapitalabfindungen an die eingetra⸗ 
e und an die im vorigen Paragraphen bezeichneten Realberechtig⸗ 
ten, faͤllt weg: 5 
a2) inſoweit die Kapitalabſindungen zu den Einrichtungskoſten erforderlich ſind; 
b) bei anderweiten Verwendungen in die Subſtanz des berechtigten Guts, oder 
zur Abſtoßung der zuerſt eingetragenen Kapiralpoſten, wenn die Abfindung 
und die Verſchuldung ſo maͤßig ſind, daß die eingetragenen Schulden un⸗ 
ter Zurechnung des ſolchergeſtalt zu verwendenden Kapitals mehr nicht als 
> 4 pay als. Zwei Drittel des Gedwerths betragen, wobei der General-Kommiſſion uͤber⸗ 
laſſen bleibt, auf welche Weiſe ſie ſich die Ueberzeugung von dieſem Werthe 
verſchaffen will; 5 N ö ; 
e) wenn die Kapitalabfindung nur 20 10 oder weniger betraͤgt. 


Zu dem $. 55. des Edikts vom 14ten September 1811., $$. 23. 39. und 40. 
der Abloͤſungsordnung vom Tten Juni 1821. 

Was wegen der Rechte der Lehn⸗ und Fideikommißfolger, hypothekari⸗ 
ſchen ‚Gläubiger und anderen Nealberechtigten, ihrer Zuziehung und der Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte durch die General⸗Kommiſſion, ruͤckſichtlich der Abloͤſungs⸗ 
Kapitalien verordnet iſt, findet auch in dem Falle Anwendung, wenn ſich bei der 

Beraͤußerung der Abfindungslaͤndereien Ueberſchuͤſſe uͤber den zu den Einrichtungs⸗ 
Koſten nothwendigen Bedarf ergeben. i 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . N Sn INES 

Gegeben Berlin, den 29ften Son 1835. > 

8 (.. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
Frh. v. Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. 
5 Beglaubigt: 
Frieſe. 


